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Erwägungsgründe der
Rückführungsverordnung

1. Wortlaut

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel
63 Absatz 3 Buchstabe b,

auf Vorschlag der Kommission,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Auf seiner Tagung vom 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere hat der Europäische Rat ein
kohärentes Konzept im Bereich Migration und Asyl festgelegt, das die Schaffung eines
gemeinsamen Asylsystems, eine Politik der legalen Einwanderung und die Bekämpfung der
illegalen Einwanderung umfasst.

(2) Auf seiner Tagung am 4. und 5. November 2004 in Brüssel forderte der Europäische Rat zur
Festlegung einer wirksamen Rückkehr- und Rückübernahmepolitik auf, die auf gemeinsamen
Normen beruht, die gewährleisten, dass die betreffenden Personen unter vollständiger Achtung der
Grundrechte auf menschenwürdige Weise zurückgeführt werden.

(3) Das Ministerkomitee des Europarates hat am 4. Mai 2005„20 Leitlinien zur Frage der
erzwungenen Rückkehr“ angenommen.

(4) Eine wirksame Rückkehrpolitik als notwendiger Bestandteil einer gut geregelten
Migrationspolitik muss mit klaren, transparenten und fairen Vorschriften unterlegt werden.

(5) Mit dieser Richtlinie sollte eine Reihe von horizontalen Vorschriften eingeführt werden, die für
sämtliche Drittstaatsangehörige gelten, die die Voraussetzungen für die Einreise in einen
Mitgliedstaat oder den dortigen Aufenthalt nicht oder nicht mehr erfüllen.

(6) Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass der illegale Aufenthalt von
Drittstaatsangehörigen im Wege eines fairen und transparenten Verfahrens beendet wird. Im
Einklang mit allgemeinen Grundsätzen des EU-Rechts sollten Entscheidungen gemäß dieser
Richtlinie auf Grundlage des Einzelfalls und anhand objektiver Kriterien getroffen werden, was
bedeutet, dass die Erwägungen über den bloßen Tatbestand des illegalen Aufenthalts
hinausreichen sollten. Wenn die Mitgliedstaaten Standardformulare für Entscheidungen in Bezug
auf die Rückkehr (nämlich Rückkehrentscheidungen sowie — gegebenenfalls — Entscheidungen
über ein Einreiseverbot oder eine Abschiebung) verwenden, sollten sie diesen Grundsatz wahren
und alle anwendbaren Bestimmungen dieser Richtlinie strikt beachten.

(7) Die Notwendigkeit gemeinschaftlicher und bilateraler Rückübernahmeabkommen mit
Drittländern zur Erleichterung des Rückkehrprozesses wird hervorgehoben. Die internationale
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Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern in allen Phasen des Rückkehrprozesses ist eine
Voraussetzung für die Erzielung nachhaltiger Rückführungen.

(8) Anerkanntermaßen haben die Mitgliedstaaten das Recht, die Rückkehr illegal aufhältiger
Drittstaatsangehöriger sicherzustellen, unter der Voraussetzung, dass faire und effiziente
Asylsysteme vorhanden sind, die den Grundsatz der Nichtzurückweisung in vollem Umfang achten.

(9) Gemäß der Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 über Mindestnormen für
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft 2)

sollten Drittstaatsangehörige, die in einem Mitgliedstaat Asyl beantragt haben, so lange nicht als
illegal im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats aufhältige Person gelten, bis eine
abschlägige Entscheidung über den Antrag oder eine Entscheidung, mit der sein Aufenthaltsrecht
als Asylbewerber beendet wird, bestandskräftig geworden ist.

(10) Besteht keine Veranlassung zu der Annahme, dass das Rückkehrverfahren dadurch gefährdet
wird, ist die freiwillige Rückkehr der Rückführung vorzuziehen, wobei eine Frist für die freiwillige
Ausreise gesetzt werden sollte. Eine Verlängerung der Frist für die freiwillige Ausreise sollte
vorgesehen werden, wenn dies aufgrund der besonderen Umstände eines Einzelfalls als
erforderlich erachtet wird. Zur Förderung der freiwilligen Rückkehr sollten die Mitgliedstaaten eine
verstärkte Rückkehrhilfe und -beratung gewähren und die einschlägigen vom Europäischen
Rückkehrfonds gebotenen Finanzierungsmöglichkeiten optimal nutzen.

(11) Um die Interessen der Betroffenen wirksam zu schützen, sollte für Entscheidungen in Bezug
auf die Rückkehr eine Reihe gemeinsamer rechtlicher Mindestgarantien gelten. Personen, die nicht
über ausreichende Mittel verfügen, sollten die erforderliche Prozesskostenhilfe erhalten. Die
Mitgliedstaaten sollten in ihrem einzelstaatlichen Recht festlegen, in welchen Fällen
Prozesskostenhilfe als erforderlich gelten soll.

(12) Die Situation von Drittstaatsangehörigen, die sich unrechtmäßig im Land aufhalten, aber noch
nicht abgeschoben werden können, sollte geregelt werden. Die Festlegungen hinsichtlich der
Sicherung des Existenzminimums dieser Personen sollten nach Maßgabe der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften getroffen werden. Die betreffenden Personen sollten eine schriftliche
Bestätigung erhalten, damit sie im Falle administrativer Kontrollen oder Überprüfungen ihre
besondere Situation nachweisen können. Die Mitgliedstaaten sollten hinsichtlich der Gestaltung
und des Formats der schriftlichen Bestätigung über einen breiten Ermessensspielraum verfügen
und auch die Möglichkeit haben, sie in aufgrund dieser Richtlinie getroffene Entscheidungen in
Bezug auf die Rückkehr aufzunehmen.

(13) Der Rückgriff auf Zwangsmaßnahmen sollte im Hinblick auf die eingesetzten Mittel und die
angestrebten Ziele ausdrücklich den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Wirksamkeit
unterliegen. Für den Fall einer Rückführung sollten Mindestverhaltensregeln aufgestellt werden;
dabei ist die Entscheidung 2004/573/EG des Rates vom 29. April 2004 betreffend die Organisation
von Sammelflügen zur Rückführung von Drittstaatsangehörigen, die individuellen
Rückführungsmaßnahmen unterliegen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
3) zu berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten sollten über verschiedene Möglichkeiten verfügen,
Rückführungen zu überwachen.

(14) Die Wirkung der einzelstaatlichen Rückführungsmaßnahmen sollte durch die Einführung eines
Einreiseverbots, das die Einreise in das Hoheitsgebiet sämtlicher Mitgliedstaaten und den dortigen
Aufenthalt verbietet, europäischen Zuschnitt erhalten. Die Dauer des Einreiseverbots sollte in
Anbetracht der jeweiligen Umstände des Einzelfalls festgesetzt werden und im Regelfall fünf Jahre
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nicht überschreiten. In diesem Zusammenhang sollte der Umstand, dass die betreffenden
Drittstaatsangehörigen bereits Gegenstand von mehr als einer Rückkehrentscheidung oder
Abschiebungsanordnung gewesen oder während eines Einreiseverbots in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats eingereist sind, besonders berücksichtigt werden.

(15) Die Mitgliedstaaten sollten entscheiden können, ob die mit der Überprüfung von
Entscheidungen in Bezug auf die Rückkehr befasste Prüfinstanz befugt ist, eine eigene
Entscheidung in Bezug auf die Rückkehr zu erlassen, die die ursprüngliche Entscheidung ersetzt.

(16) Das Mittel der Inhaftnahme für die Zwecke der Abschiebung sollte nur begrenzt zum Einsatz
kommen und sollte im Hinblick auf die eingesetzten Mittel und die angestrebten Ziele dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unterliegen. Eine Inhaftnahme ist nur gerechtfertigt, um die
Rückkehr vorzubereiten oder die Abschiebung durchzuführen und wenn weniger intensive
Zwangsmaßnahmen ihren Zweck nicht erfüllen.

(17) In Haft genommene Drittstaatsangehörige sollten eine menschenwürdige Behandlung unter
Beachtung ihrer Grundrechte und im Einklang mit dem Völkerrecht und dem innerstaatlichen Recht
erfahren. Unbeschadet des ursprünglichen Aufgriffs durch Strafverfolgungsbehörden, für den
einzelstaatliche Rechtsvorschriften gelten, sollte die Inhaftierung grundsätzlich in speziellen
Hafteinrichtungen erfolgen.

(18) Die Mitgliedstaaten sollten unmittelbaren Zugang zu Informationen über Einreiseverbote
anderer Mitgliedstaaten erhalten. Dieser Informationsaustausch sollte in Übereinstimmung mit der
Verordnung (EG) Nr. 1987/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember
2006 über die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystems der
zweiten Generation (SIS II) 4) erfolgen.

(19) Die Umsetzung dieser Richtlinie sollte mit der Zusammenarbeit zwischen den auf allen Ebenen
am Rückkehrprozess beteiligten Institutionen und dem Austausch und der Förderung bewährter
Praktiken einhergehen und somit einen europäischen Mehrwert schaffen.

(20) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung gemeinsamer Vorschriften zu Fragen der
Rückkehr, der Abschiebung, der Anwendung von Zwangsmaßnahmen, der Inhaftnahme und der
Einreiseverbote, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht in zufrieden stellender Weise verwirklicht
werden kann und daher wegen seines Umfangs und seiner Wirkungen besser auf
Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
EG-Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die
Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(21) Die Mitgliedstaaten sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie ohne Diskriminierung aufgrund
des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Abstammung, der
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder
sonstigen Überzeugungen, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der
Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung umsetzen.

(22) In Übereinstimmung mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des
Kindes von 1989 sollten die Mitgliedstaaten bei der Durchführung dieser Richtlinie insbesondere
das „Wohl des Kindes“ im Auge behalten. In Übereinstimmung mit der Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und der Grundfreiheiten sollte bei der Umsetzung dieser
Richtlinie der Schutz des Familienlebens besonders beachtet werden.
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(23) Die Anwendung dieser Richtlinie erfolgt unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus dem
Genfer Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 in der durch das New
Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967 geänderten Fassung ergeben.

(24) Die Richtlinie wahrt die Grundrechte und Grundsätze, die vor allem in der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union verankert sind.

(25) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische
Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks nicht an der Annahme dieser Richtlinie und ist weder durch diese Richtlinie
gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. Da die Richtlinie jedoch den Schengen-
Besitzstand nach den Bestimmungen des Dritten Teils Titel IV im Dritten Teil des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft insofern ergänzt, als sie auf Drittstaatsangehörige
anwendbar ist, die die Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex 5) nicht oder
nicht mehr erfüllen, beschließt Dänemark gemäß Artikel 5 des genannten Protokolls innerhalb von
sechs Monaten nach Annahme dieser Richtlinie, ob es die Richtlinie in innerstaatliches Recht
umsetzt.

(26) Soweit diese Richtlinie auf Drittstaatsangehörige anwendbar ist, die die
Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex nicht oder nicht mehr erfüllen, stellt
diese Richtlinie gemäß dem Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne Bestimmungen des Schengen-
Besitzstands auf es anzuwenden 6) eine Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-
Besitzstands dar, an denen sich das Vereinigte Königreich nicht beteiligt; ferner beteiligt sich das
Vereinigte Königreich gemäß den Artikeln 1 und 2 und unbeschadet des Artikels 4 des dem Vertrag
über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beigefügten Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands nicht an der
Annahme dieser Richtlinie, die daher für das Vereinigte Königreich in allen ihren Teilen nicht
bindend oder anwendbar ist.

(27) Soweit diese Richtlinie auf Drittstaatsangehörige anwendbar ist, die die
Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex nicht oder nicht mehr erfüllen, stellt
diese Richtlinie gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag
Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf Irland 7) eine
Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen sich Irland nicht
beteiligt; ferner beteiligt sich Irland gemäß den Artikeln 1 und 2 und unbeschadet des Artikels 4
des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands
nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die daher für Irland in allen ihren Teilen nicht bindend oder
anwendbar ist.

(28) Für Island und Norwegen stellt diese Richtlinie — soweit sie auf Drittstaatsangehörige
anwendbar ist, die die Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex nicht oder
nicht mehr erfüllen — eine Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im
Sinne des Übereinkommens zwischen dem Rat der Europäischen Union sowie der Republik Island
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der beiden letztgenannten Staaten bei der
Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands dar, die in den in Artikel 1
Buchstabe C des Beschlusses 1999/437/EG des Rates 8) zum Erlass bestimmter
Durchführungsbestimmungen zu diesem Übereinkommen genannten Bereich fallen.

(29) Für die Schweiz stellt diese Richtlinie — soweit sie auf Drittstaatsangehörige anwendbar ist,
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die die Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex nicht oder nicht mehr
erfüllen — eine Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im Sinne des
Abkommens zwischen der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands dar, die in den in
Artikel 1 Buchstabe C des Beschlusses 1999/437/EG in Verbindung mit Artikel 3 des Beschlusses
2008/146/EG des Rates 9) über den Abschluss des Abkommens im Namen der Europäischen
Gemeinschaft genannten Bereich fallen.

(30) Für Liechtenstein stellt diese Richtlinie — soweit sie auf Drittstaatsangehörige anwendbar ist,
die die Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener Grenzkodex nicht oder nicht mehr
erfüllen — eine Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-Besitzstands im Sinne des
Protokolls zwischen der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein über den Beitritt des Fürstentums
Liechtenstein zu dem Abkommen zwischen der Europäischen Union, der Europäischen
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des
Schengen-Besitzstands dar, die in den in Artikel 1 Buchstabe C des Beschlusses 1999/437/EG in
Verbindung mit Artikel 3 des Beschlusses 2008/261/EG des Rates 10) über die Unterzeichnung im
Namen der Europäischen Gemeinschaft und die vorläufige Anwendung einiger Bestimmungen
dieses Protokolls genannten Bereich fallen —
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